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Vorblatt 
 

Ziel(e) 
 
- Aufschub des Pensionsantritts 
- Vermeidung von Invalidität 
- Vermeidung von Altersarmut 
- Verbesserung der eigenständigen pensionsrechtlichen Absicherung von Frauen 
 

Inhalt 
 
Das Vorhaben umfasst hauptsächlich folgende Maßnahme(n): 
 
- Halbierung der Beitragslast bei Aufschub des Pensionsantritts 
- Rechtsanspruch auf berufliche Rehabilitation 
- Besonderer Ausgleichszulagenrichtsatz bei längerem Versicherungsverlauf 
- Neuregelung der Mindestversicherungszeit nach dem APG 
- Erweiterung der Möglichkeiten zum freiwilligen Pensionssplitting 
 

Wesentliche Auswirkungen 
Die wesentlichen Auswirkungen liegen in einem Anreiz zum längerer Verbleib im Erwerbsleben über das 
Regelpensionsalter hinaus, einer effektiveren Gestaltung des Grundsatzes „Rehabilitation vor Pension“ 
und der Vermeidung von Invalidität, der Bekämpfung der Altersarmut, der Verbesserung der 
pensionsrechtlichen Absicherung der Frauen und der gerechteren Verteilung der Lasten der 
Kindererziehung. 
 
Finanzielle Auswirkungen auf den Bundeshaushalt und andere öffentliche Haushalte: 
 
Das Beitragshalbierungsmodell entlastet die Pensionsversicherung und damit den Bund 
(UG 22/Ausfallhaftung) in gleicher Höhe. 
 
Die Schaffung eines besonderen Ausgleichszulagenrichtsatzes bei längerem Versicherungsverlauf und die 
Neuregelung der Mindestversicherungszeit nach dem APG führen zu Mehraufwendungen in der 
Pensionsversicherung, die den Bund (UG 22/Ausfallhaftung) in gleicher Höhe belasten. Die Ausweitung 
der Möglichkeiten des Pensionssplittings hat keine finanziellen Auswirkungen auf die 
Pensionsversicherung und damit auf den Bund (UG 22/Ausfallhaftung), da nur Einzelfälle betroffen sind. 
 
 
Finanzierungshaushalt für die ersten fünf Jahre 

in Tsd. € 2017 2018 2019 2020 2021 
Nettofinanzierung Bund -31.500 -37.200 -42.200 -46.900 -51.200 
 
In den weiteren Wirkungsdimensionen gemäß § 17 Abs. 1 BHG 2013 treten keine wesentlichen 
Auswirkungen auf. 
 

Verhältnis zu den Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 
Die vorgesehenen Regelungen fallen nicht in den Anwendungsbereich des Rechts der Europäischen 
Union. 
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Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens: 
Keine. 
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Wirkungsorientierte Folgenabschätzung 
 

Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche 
Sozialversicherungsgesetz, das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, das Allgemeine 

Pensionsgesetz und das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 geändert werden 
(Sozialversicherungs-Änderungsgesetz 2016 – SVÄG 2016) 

 
Einbringende Stelle: BMASK 

Vorhabensart: Bundesgesetz 
Laufendes Finanzjahr: 2017 

Inkrafttreten/ 
Wirksamwerden: 

2017 

 
Beitrag zu Wirkungsziel oder Maßnahme im Bundesvoranschlag 
 
Das Vorhaben trägt zum Wirkungsziel „Anhebung des durchschnittlichen faktischen 
Pensionsantrittsalters“ der Untergliederung 22 Pensionsversicherung im Bundesvoranschlag des 
Jahres 2017 bei. 
Das Vorhaben trägt zum Wirkungsziel „Erhöhung des Anteils der Frauen, die einen Anspruch auf 
Eigenpension erwerben (Gleichstellungsziel)“ der Untergliederung 22 Pensionsversicherung im 
Bundesvoranschlag des Jahres 2017 bei. 
 

Problemanalyse 
 
Problemdefinition 
Mit dem vorliegenden Entwurf soll ein Teil der von der Bundesregierung am 1. März 2016 beschlossenen 
Maßnahmen unter dem Titel „Reformpfad Pensionen“ umgesetzt werden: 
 
1. Einführung eines Beitragshalbierungsmodells bei Aufschub des Pensionsantritts in der Bonusphase 
(drei Jahre nach Erreichen des Regelpensionsalters); 
2. Einführung einer neuen Pflichtleistung „Pensionsvermeidende berufliche Rehabilitation aus dem 
Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfähigkeit“; 
3. Verbesserung im Ausgleichszulagenrecht für Pensionsberechtigte mit längerem Versicherungsverlauf; 
4. Normierung, dass für die Erfüllung der Mindestversicherungszeit nach dem APG auch 
Versicherungszeiten vor dem Jahr 2005 zu berücksichtigen sind; 
5. Erweiterung der Möglichkeiten zum freiwilligen Pensionssplitting. 
 
Nullszenario und allfällige Alternativen 
Bei Aufschub des Pensionsantritts über das Regelpensionsalter hinaus fallen die 
Pensionsversicherungsbeiträge im vollen Ausmaß an. 
Es wird keine neue Pflichtleistung „Pensionsvermeidende berufliche Rehabilitation aus dem 
Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfähigkeit“ geschaffen. 
Es kommt nicht zu einer Verbesserung im Ausgleichszulagenrecht für Pensionsberechtigte mit längerem 
Versicherungsverlauf. 
Die für die Erfüllung der Mindestversicherungszeit nach dem APG vor dem Jahr 2005 erworbenen Zeiten 
werden nicht berücksichtigt. 
Die Möglichkeiten zum freiwilligen Pensionssplitting werden nicht erweitert. 
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Vorhandene Studien/Folgenabschätzungen 
KEINE. 
 

Interne Evaluierung 
 
Zeitpunkt der internen Evaluierung: 2021 
Evaluierungsunterlagen und -methode: Die interne Evaluierung erfolgt auf Grund vorliegender Berichte 
und Daten. 
 

Ziele 
 
Ziel 1: Aufschub des Pensionsantritts 
 
Beschreibung des Ziels: 
Durch Schaffung von Anreizen zum Verbleib im Erwerbsleben nach Erreichen des Regelpensionsalters 
soll eine Erhöhung des tatsächlichen Pensionsantrittsalters erreicht werden. 
 
Wie sieht Erfolg aus: 
 
Ausgangszustand Zeitpunkt der WFA Zielzustand Evaluierungszeitpunkt 
Derzeit ist keine Halbierung des Beitragssatzes in 
der Pensionsversicherung bei Aufschub der 
Geltendmachung des Anspruches auf 
Alterspension in der Bonusphase vorgesehen. 

Durch die Halbierung des Beitragssatzes in der 
Pensionsversicherung bei Aufschub der 
Geltendmachung des Anspruches auf 
Alterspension in der Bonusphase ist für den 
betreffenden Personenkreis der Anreiz für einen 
freiwilligen längeren Verbleib im Erwerbsleben 
gegeben. 

 
Ziel 2: Vermeidung von Invalidität 
 
Beschreibung des Ziels: 
Mit dem Sozialrechts-Änderungsgesetz 2012 wurden Reformmaßnahmen im Invaliditätspensionsrecht 
beschlossen, die das Ziel verfolgen, vorübergehend arbeitsunfähige Menschen medizinisch und/oder 
beruflich zu rehabilitieren und wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Der Grundsatz Rehabilitation 
vor Pension ist ein zentraler Ansatz zur Steigerung des faktischen Pensionsantrittsalters. Nach zwei 
Jahren seit Inkrafttreten der Reformmaßnahmen zeigt sich jedoch, dass erheblicher Handlungsbedarf 
besteht, um die Wiedereingliederung von vorübergehend arbeitsunfähigen Menschen in den Arbeitsmarkt 
bestmöglich zu gewährleisten. Personen nach § 255 Abs. 3 ASVG (das sind Personen ohne Berufsschutz) 
sollen berufliche Maßnahmen der Rehabilitation unter gewissen Voraussetzungen offen stehen. 
 
Wie sieht Erfolg aus: 
 
Ausgangszustand Zeitpunkt der WFA Zielzustand Evaluierungszeitpunkt 
Mit dem Sozialrechts-Änderungsgesetz 2012 
wurden Reformmaßnahmen im 
Invaliditätspensionsrecht beschlossen, die das Ziel 
verfolgen, vorübergehend arbeitsunfähige 
Menschen medizinisch und/oder beruflich zu 
rehabilitieren und wieder in den Arbeitsmarkt zu 
integrieren. Der Grundsatz „Rehabilitation vor 
Pension“ ist ein zentraler Ansatz zur Steigerung 
des faktischen Pensionsantrittsalters. Zwei Jahre 
nach Inkrafttreten der Reformmaßnahmen zeigt 
sich jedoch, dass erheblicher Handlungsbedarf 

Durch Frühintervention auf Ebene der 
Krankenversicherungsträger wird Invalidität 
vermieden. Als neue Pflichtleistung aus dem 
Versicherungsfall der geminderten 
Arbeitsfähigkeit gebührt die pensionsvermeidende 
berufliche Rehabilitation, wenn auf Grund des 
Gesundheitszustandes einer Person anzunehmen 
ist, dass sie die Voraussetzungen für die 
Invaliditäts- oder Berufsunfähigkeitspension (in 
absehbarer Zeit) erfüllen wird oder sogar schon 
aktuell erfüllt und darüber hinaus wahrscheinlich 
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besteht, um die Wiedereingliederung von 
vorübergehend arbeitsunfähigen Menschen in den 
Arbeitsmarkt bestmöglich zu gewährleisten. 
Personen nach § 255 Abs. 3 ASVG (das sind 
Personen ohne Berufsschutz) stehen berufliche 
Maßnahmen der Rehabilitation derzeit nicht offen. 

ist, dass durch die Maßnahmen der beruflichen 
Rehabilitation Invalidität (Berufsunfähigkeit) 
vermieden bzw. beseitigt werden kann. Diese 
beruflichen Maßnahmen der Rehabilitation stehen 
auch Personen nach § 255 Abs. 3 ASVG (das sind 
Personen ohne Berufsschutz) offen, wenn sie 
zumindest zwölf Pflichtversicherungsmonate auf 
Grund einer Erwerbstätigkeit in einem erlernten 
oder angelernten Beruf bzw. als Angestellte/r 
innerhalb der letzten drei Jahre vor dem Stichtag 
bzw. mindestens 36 Pflichtversicherungsmonate 
auf Grund einer solchen Erwerbstätigkeit in den 
letzten 15 Jahren vor dem Stichtag erworben 
haben. 

 
Ziel 3: Vermeidung von Altersarmut 
 
Beschreibung des Ziels: 
Durch die Schaffung des besonderen Ausgleichszulagenrichtsatzes für Pensionsberechtigte mit längerem 
Versicherungsverlauf sollen diese Personen eine höhere Leistung erhalten. 
 
Wie sieht Erfolg aus: 
 
Ausgangszustand Zeitpunkt der WFA Zielzustand Evaluierungszeitpunkt 
Derzeit spielt die Dauer der Erwerbstätigkeit im 
Ausgleichszulagenrecht keine Rolle. 

Durch die vorgeschlagene Verbesserung im 
Ausgleichszulagenrecht sollen jene Personen eine 
höhere Leistung erhalten, die zwar einen längeren 
Versicherungsverlauf aufweisen (nämlich 
mindestens 30 Beitragsjahre der Erwerbstätigkeit), 
deren Beitragsgrundlagen auf Grund ihrer 
Erwerbstätigkeit jedoch so gering sind, dass ihnen 
nur eine Pensionsleistung im Bereich des 
Ausgleichszulagenrichtsatzes gebührt. Für diese 
lange Zeit hindurch versicherten Erwerbstätigen 
wird ein besonderer Ausgleichzulagenrichtsatz 
geschaffen. Reine Hinterbliebenenleistungen sind 
von der vorgeschlagenen Änderung nicht 
betroffen. 

 
Ziel 4: Verbesserung der eigenständigen pensionsrechtlichen Absicherung von Frauen 
 
Beschreibung des Ziels: 
Durch die Verbesserung der eigenständigen pensionsrechtlichen Absicherung von Frauen soll 
Altersarmut vermieden werden. 
 
Wie sieht Erfolg aus: 
 
Ausgangszustand Zeitpunkt der WFA Zielzustand Evaluierungszeitpunkt 
Derzeit werden für die Erfüllung der 
Mindestversicherungszeit für den Anspruch auf 
eine Alterspension nach § 4 Abs. 1 APG 
grundsätzlich nur Versicherungszeiten 
berücksichtigt, die ab dem 1. Jänner 2005 
erworben wurden. Lediglich Ersatzzeiten der 
Kindererziehung und bestimmte Pflegezeiten, die 
mit einer Selbst- oder Weiterversicherung 
verbunden sind, werden nach § 16 Abs. 3a und 3b 

Da sich gezeigt hat, dass insbesondere im 
Zusammenhang mit Beitragszeiten, die vor dem 
Jahr 2005 erworben wurden, bei nachfolgender 
Kindererziehung der Bedarf besteht, auch diese 
Zeiten für die Erfüllung der 
Mindestversicherungszeit nach dem APG zu 
berücksichtigen, sollen künftig sämtliche 
Versicherungszeiten, die vor dem Jahr 2005 
erworben wurden, für die Erfüllung dieser 
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APG auch dann für die Erfüllung der 
Mindestversicherungszeit berücksichtigt, wenn sie 
vor dem Jahr 2005 liegen. 
 
Mit dem Pensionsharmonisierungsgesetz wurde 
die Möglichkeit eines freiwilligen 
Pensionssplittings zwischen Elternteilen eingeführt 
(§ 14 APG). Derjenige Elternteil, der sich nicht der 
Kindererziehung widmet und erwerbstätig ist, 
kann für die ersten vier Jahre (bei 
Mehrlingsgeburten in den ersten sechs Jahren) bis 
zu 50% seiner Teilgutschrift auf das 
Pensionskonto jenes Elternteils übertragen lassen, 
der sich der Kindererziehung widmet, 
vorausgesetzt, dass dieser Elternteil im Jahr der 
Übertragung in der gesetzlichen 
Pensionsversicherung auf Grund der 
Kindererziehung teilpflichtversichert war. Der 
Antrag kann bis zur Vollendung des 
7. Lebensjahres des Kindes gestellt werden. 

Anspruchsvoraussetzung für die reguläre 
Alterspension nach dem APG herangezogen 
werden. 
 
Die Übertragung von Teilgutschriften soll von 
derzeit bis zu vier Jahren (Mehrlingsgeburten: fünf 
Jahren) auf bis zu sieben Jahre pro Kind 
ausgeweitet werden, wobei eine 
Gesamtobergrenze von maximal 14 Übertragungen 
pro Elternteil eingeführt werden soll. Der Antrag 
auf Übertragung soll sodann bis zur Vollendung 
des 10. Lebensjahres des jüngsten Kindes gestellt 
werden können. 

 

Maßnahmen 
 
Maßnahme 1: Halbierung der Beitragslast bei Aufschub des Pensionsantritts 
Beschreibung der Maßnahme: 
Wenn die Alterspension nach Erreichung des Regelpensionsalters trotz Erfüllung der Wartezeit bzw. der 
Mindestversicherungszeit in der Bonusphase (drei Jahre nach Erreichen des Regelpensionsalters) nicht in 
Anspruch genommen wird, sollen künftig - zusätzlich zum bereits bestehenden „Aufschubbonus“ von 
4,2% der Leistung pro Jahr - Anreize für das Weiterarbeiten nach Erreichen des Regelpensionsalters 
durch Reduzierung der Beitragslast geschaffen werden. 
 
Umsetzung von Ziel 1 
 
Maßnahme 2: Rechtsanspruch auf berufliche Rehabilitation 
Beschreibung der Maßnahme: 
Der Grundsatz „Rehabilitation vor Pension“ soll effektiver gestaltet werden. Der Fokus soll stärker auf 
Festigung und Erhöhung der Beschäftigungsfähigkeit mit dem Ziel der Aufrechterhaltung der 
Arbeitsverhältnisse und der Reintegration in den Arbeitsmarkt liegen. Ein zentraler Aspekt ist es, 
Invalidität durch Frühintervention auf Ebene der Krankenversicherungsträger zu vermeiden. 
 
Umsetzung von Ziel 2 
 
Maßnahme 3: Besonderer Ausgleichszulagenrichtsatz bei längerem Versicherungsverlauf 
Beschreibung der Maßnahme: 
In Hinkunft soll für alleinstehende Pensionsberechtigte, die einen längeren Versicherungsverlauf - 
nämlich mindestens 30 Beitragsjahre der Erwerbstätigkeit - aufweisen, ein besonderer 
Ausgleichszulagenrichtsatz gelten. 
 
Umsetzung von Ziel 3 
 
Maßnahme 4: Neuregelung der Mindestversicherungszeit nach dem APG 
Beschreibung der Maßnahme: 
In Hinkunft sollen für die Erfüllung der Mindestversicherungszeit nach dem APG alle 
Versicherungszeiten, die vor dem Jahr 2005 erworben wurden, berücksichtigt werden. 
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Umsetzung von Ziel 4 
 
Maßnahme 5: Erweiterung der Möglichkeiten zum freiwilligen Pensionssplitting 
Beschreibung der Maßnahme: 
Die Möglichkeiten zum freiwilligen Pensionssplitting sollen erweitert werden, indem die 
Übertragungsmöglichkeit von Teilgutschriften von derzeit vier (bei Mehrlingsgeburten fünf) auf bis zu 
sieben Jahre pro Kind ausgeweitet wird. Gleichzeitig soll eine Gesamtobergrenze von maximal 
14 Übertragungen pro Elternteil eingeführt werden. Der Antrag soll bis zur Vollendung des 
10. Lebensjahres des jüngsten Kindes gestellt werden können. 
 
Umsetzung von Ziel 5 
 

Abschätzung der Auswirkungen 
 

Finanzielle Auswirkungen für alle Gebietskörperschaften und Sozialversicherungsträger 
 
- Langfristige finanzielle Auswirkungen 
 
Finanzielle Auswirkungen für den Bund 
 
– Ergebnishaushalt 
 

in Tsd. € 2017 2018 2019 2020 2021 
Erträge 15.600 14.300 13.100 11.800 10.500 
Transferaufwand 47.100 51.500 55.300 58.700 61.700 
Aufwendungen gesamt 47.100 51.500 55.300 58.700 61.700 
Nettoergebnis -31.500 -37.200 -42.200 -46.900 -51.200 
 
Aus dem Vorhaben ergeben sich keine finanziellen Auswirkungen für Länder, Gemeinden und 
Sozialversicherungsträger. 
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